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Antragstext

Die BÜNDNISGRÜNE Stadtratsfraktion setzt sich im Stadtrat dafür ein:

1. Einführung eines vereinfachten Verfahrens („Anzeige + Prüfung“)

Für kleine, standardisierte Begrünungsvorhaben wird ein vereinfachtes Verfahren 
eingeführt:

Antragstellung bleibt grundsätzlich bestehen, wird jedoch deutlich 
vereinfacht.

Für Vorhaben innerhalb klar definierter Standards erfolgt eine 
vereinfachte Prüfung durch die Verwaltung.

Nur bei Abweichungen oder komplexeren Fällen ist weiterhin ein 
vollständiger Gestattungsvertrag erforderlich.

Ziel ist ein niedrigschwelliger Zugang bei gleichzeitiger Sicherstellung 
notwendiger fachlicher Prüfungen (z. B. Leitungen, Verkehrssicherheit).

2. Digitale und transparente Verfahren

Einrichtung einer digitalen Anzeige- und Antragsplattform

Upload von: 
Lageplan

Pflanzliste

Eigentümer- bzw. Antragstellererklärung

Transparente Darstellung aller Voraussetzungen (z. B. Restgehwegbreiten, 
Leitungsabstände,Genehmigungsschritte)

Statusverfolgung für Antragstellende

3. Standardisierte technische und gestalterische Rahmenbedingungen
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Die Stadt wird beauftragt, klare und praxisnahe Standards zu formulieren, u. a.:

Mindest-Restgehwegbreite

Maximalgröße von Pflanzflächen

Maximale Pflanztiefe

Zulässige Pflanzen

Anforderungen an Sichtbarkeit und Verkehrssicherheit

Kriterien für Pflanzgruben im Gehwegbereich

Anforderungen an Rückbaubarkeit

Zudem ist zu prüfen und zu definieren, unter welchen Voraussetzungen künftig 
auch folgende Varianten genehmigungsfähig sein können:

Schmale hauswandseitige Begrünungsstreifen

Modulare oder teilentsiegelnde Lösungen

Pflanzgefäße unter klar definierten Bedingungen

Ziel ist die Entwicklung standardisierter Bauweisen, die Genehmigungen 
vereinfachen und Einzelfallprüfungen reduzieren.

4. Vereinfachte Nachweisführung

Für kleinere Vorhaben genügt eine formlose Eigentümer- bzw. 
Antragstellererklärung. Gleichzeitig bleibt erforderlich:

Prüfung von Leitungsverläufen (z. B. auf Basis vorhandener Pläne)

Möglichkeit ergänzender Prüfung durch die Stadt bei Unsicherheiten

5. Verfahrensbeschleunigung und klare Abläufe

Verbindliche Bearbeitungsziele für einzelne Verfahrensschritte

Vereinfachung von Zwischenschritten (z. B. Fotofreigaben vor 
Fertigstellung)

Prüfung, welche Abstimmungen parallelisiert werden können

6. Klare Haftungsregelung

Bei Einhaltung der Standards entfällt eine vertiefte Einzelfallprüfung

Verantwortung für Pflege, Verkehrssicherheit und Schäden liegt bei 
Antragstellenden

Rückbauverpflichtung bei Aufgabe der Begrünung bleibt bestehen
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7. Einheitliche Verwaltungspraxis

Entwicklung klarer Leitlinien zur Reduzierung von Ermessensspielräumen

Bessere Abstimmung zwischen beteiligten Ämtern (z. B. Tiefbau, 
Denkmalschutz)

8. Transparente Richtlinie

Erstellung einer öffentlich zugänglichen, verständlichen Richtlinie zur 
Fassaden- und

Randbereichsbegrünung mit:

Klaren Voraussetzungen

Schritt-für-Schritt-Ablauf

Praxisbeispielen

Zielsetzung:

Förderung von städtischer Begrünung und Klimaanpassung

Reduzierung von Bürokratie, Unsicherheiten und Bearbeitungszeiten

Rechtssicherheit durch klare, einheitliche Standards

Ermöglichung bürgerschaftlichen Engagements unter Wahrung von 
Verkehrssicherheit

Mehr Grün, Aufenthaltsqualität und Biodiversität im öffentlichen Raum

Begründung

Die Begrünung von Fassaden, Mauern und öffentlichen Flächen ist ein zentraler Baustein für
Klimaanpassung, Luftreinhaltung, Biodiversität und Lebensqualität in Leipzig.

Die schriftliche Antwort der Stadt zur Anfrage VIII-F-02267-AW-01 zeigt jedoch deutliche strukturelle
Hürden:

In den Jahren 2024 und 2025 wurden lediglich 15 Gestattungsverträge abgeschlossen, obwohl sich
weitere 17 Anfragen noch in Bearbeitung befinden. Zugelassen wird aktuell ausschließlich ebenerdige
Bepflanzung. Drei Anträge wurden insbesondere wegen unzureichender Restgehwegbreite abgelehnt
(Soll: > 2 m, Mindestmaß: 1,50 m). Pflanzgefäße werden derzeit grundsätzlich nicht genehmigt, da sie
als Sondernutzung des öffentlichen Raums gelten. Hauswandseitige Begrünungsstreifen ohne
punktuelle Pflanzgruben sind nicht genehmigungsfähig, da bauliche Eingriffe in den Gehwegbelag
möglichst vermieden werden sollen. Die Verwaltung prüft derzeit, unter welchen gestalterischen und
technischen Voraussetzungen Pflanzgefäße künftig zugelassen werden könnten.Erfahrungen aus der
Beratungspraxis zeigen zusätzlich: Trotz hoher Nachfrage werden nur wenige Projekte tatsächlich
umgesetzt (z. B. rund 100 Beratungsanfragen, ca. 60 konkrete Vorhaben, aber nur etwa 11–12
Umsetzungen). Projekte scheitern nicht nur an formalen Anforderungen, sondern auch an praktischen
Hürden wie fehlender Zustimmung von Vermieter:innen, unklaren Leitungsverläufen oder langen
Bearbeitungszeiten. Der Gestattungsvertrag wird im persönlichen Kontakt oft nicht als Hauptproblem
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wahrgenommen, wirkt jedoch in der Außendarstellung abschreckend und komplex. Die Verfahren
dauern teilweise lange, u. a. durch notwendige Abstimmungen (z. B. Leitungsprüfung,
Fotodokumentation vor Fertigstellung). Unterschiedliche Ermessensspielräume einzelner Ämter (z. B. im
Bereich Denkmalschutz) führen zu uneinheitlichen Entscheidungen. Gleichzeitig wird die
Zusammenarbeit mit Teilen der Verwaltung als konstruktiv und lösungsorientiert beschrieben.

Diese Praxis führt dazu, dass viele kleinere Begrünungsinitiativen an formalen Anforderungen,
Unsicherheiten oder zeitlichen Hürden scheitern. Das Verfahren ist stark formalisiert, während die
zulässigen Varianten sehr begrenzt sind. Zugleich existieren in Leipzig zahlreiche Beispiele für
vergleichsweise bürokratiearm genehmigte Eingriffe in den öffentlichen Raum – etwa
Fahrradanlehnbügel, fest installiertes Straßenmobiliar oder Hausanschlüsse.

Diese Beispiele zeigen: Veränderungen am oder im öffentlichen Raum können genehmigt werden, ohne
unverhältnismäßig komplexe Verfahren zu erfordern. Gleichzeitig ist Fassaden- und Gehwegbegrünung
kein trivialer Eingriff – insbesondere aufgrund von Verkehrssicherheit, Leitungen im Untergrund und
Zuständigkeiten im öffentlichen Raum.

Ziel muss es daher sein, Verfahren zu vereinfachen, ohne notwendige Prüfungen vollständig zu ersetzen:

Rechtssicherheit gewährleisten, Verkehrssicherheit wahren und gleichzeitig bürgerschaftliches
Engagement nicht durch unverhältnismäßige Bürokratie oder lange Bearbeitungszeiten erschweren.
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